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Jobcenter und Arbeitsmarktféorderung nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch

Vorbemerkung der Fragesteller

Das Prinzip ,,Fordern und Fordern ist der Kernansatz des Zweiten Buchs So-
zialgesetzbuch (SGB II). Integration in Arbeit und Wiederherstellung der Be-
schéftigungsfahigkeit sind zentrale Voraussetzungen fiir eine wirkungsvolle
Sozialpolitik, welche die Vermittlung in Arbeit zum Ziel hat. Viele Menschen
sind iiber mehrere Jahre auf die Grundsicherung angewiesen. Diese arbeits-
marktfernen Personen brauchen passgenaue Qualifikation, intensive und qua-
lifizierte Unterstiitzung durch die Jobcenter, um wieder Ful} auf dem Arbeits-
markt zu fassen.

Die Fraktionen von SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und FDP haben in ih-
rem Koalitionsvertrag vereinbart, allen Menschen eine sichere Beschéfti-
gungsbiografie zu ermdglichen und Beschiftigungsfahigkeit durch Qualifizie-
rung zu sichern bzw. zu erhalten.

1. Wie bewertet die Bundesregierung den Erfolg der MaBnahmen nach den
§§ 16e, 16i und 16d SGB I1?

Die MaBnahmen nach § 16e und § 161 Zweites Buch Sozialgesetzbuch
(SGB 1II), die mit dem Teilhabechancengesetz 2019 ins Leben gerufen wurden,
hat das Institut fiir Arbeitsmarkt- und Berufsforschung der Bundesagentur fiir
Arbeit (IAB) im Rahmen seines gesetzlichen Auftrags zur Wirkungsforschung
(§ 55 Abs. 1 SGBII) kiirzlich evaluiert. Dariiber hat das Bundesministerium
fiir Arbeit und Soziales (BMAS) dem Deutschen Bundestag im Marz 2024 be-
richtet. Den beiden Instrumenten des ,,Sozialen Arbeitsmarkts® wird eine hohe
Wirksamkeit auf soziale Teilhabe, Gesundheit und Beschiftigungsfahigkeit be-
scheinigt. Das IAB konnte zudem fiir Teilnehmende an Férderungen nach § 16e
SGB II auch die Wirkung auf Beschiftigung untersuchen: Zwei Monate nach
Ende der Férderung liegt die Ubergangsquote in ungeforderte sozialversiche-
rungspflichtige Beschéftigung bei 51 Prozent. Die Bundesregierung wertet dies
als Erfolg.

Arbeitsgelegenheiten (AGH) nach § 16d SGB II richten sich an besonders ar-
beitsmarktferne Leistungsbeziehende, die mit einfachen Tétigkeiten zu einem
strukturierten Tagesablauf finden und dabei ihre Beschéftigungsfahigkeit zu-
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riickgewinnen oder aufbauen sollen. Wissenschaftliche Studien zeigen, dass so-
ziale Kontakte den Einstieg in Beschiftigung erleichtern konnen. Eine anschlie-
Bende Integration in den Arbeitsmarkt gelingt vorrangig Frauen, auch zugewan-
derten bzw. gefliichteten Frauen, wihrend (dltere) Ménner in AGH vor allem
soziale Teilhabe erleben. Auf einige Personengruppen kann sich die Teilnahme
an einer AGH in Bezug auf ihre Arbeitsmarktintegration negativ auswirken; fiir
eine erfolgreiche Anwendung der MaBnahme muss die Zielgruppe entspre-
chend eng definiert werden.

2. Wie bewertet die Bundesregierung, vor dem Hintergrund, dass ein Grof3-
teil der Beschiftigungsverhiltnisse nach den §§ 16e und 161 SGB II im
ersten Umsetzungsjahr des Teilhabechancengesetzes begonnen wurde
(siche Bericht des Instituts fiir Arbeitsmarkt- und Berufsforschung
[IAB], IAB-Forschungsbericht, 4/2024, Evaluation des Teilhabechancen-
gesetzes [im Folgenden kurz: TAB-Evaluierungsbericht], S. 43, 249), die
Entwicklung der Forderzahlen bei den Forderinstrumenten Arbeitsgele-
genheiten (§ 16d SGBII), ,Eingliederung von Langzeitarbeitslosen
(§ 16e SGB II) und ,,Teilhabe am Arbeitsmarkt“ (§ 161 SGB II) im Kon-
text der Entwicklung der Langzeitarbeitslosenzahlen?

a) Wie haben sich die Forderzahlen der genannten Instrumente seit Be-
schluss des Teilhabechancengesetzes jdhrlich bis zum aktuellen
Stand entwickelt (bitte nach Neuforderungen und Bestande auf-
schliisseln)?

Die Forderungen des Teilhabechancengesetzes sind aus den Erfahrungen voran-
gegangener Bundesprogramme entwickelt worden, um Langzeitarbeitslosigkeit
wirksam zu bekédmpfen. Ihre Einfiihrung wurde von den Jobcentern sehr be-
griift und darin spiegeln sich die hohen Eintrittszahlen zu Beginn wider. Zu-
dem waren zur Unterstiitzung des mit dem Teilhabechancengesetz verbundenen
Schwerpunkts der Bekdmpfung von Langzeitarbeitslosigkeit im Zeitraum der
Jahre 2018 bis 2022 zusitzlich insgesamt vier Mrd. Euro beim Ti-
tel 1101 685 11 ,,Leistungen zur Eingliederung in Arbeit* des Bundeshaushalts
zur Verfiigung gestellt und bedarfsgerecht verstetigt worden. Dariiber hinaus
entscheiden die Jobcenter in dezentraler Verantwortung abhédngig von den Be-
darfslagen vor Ort {iber die konkrete Verwendung der Eingliederungsmittel und
die Auswahl der Forderinstrumente. Antwort zu Frage Nr. 2 a):

Zugang, Bestand, Abgang von Teilnehmenden in ausgewﬁhlten arbeitsmarktpnlitisnhen Instrumenten
Deutschland

Jan. bis Juli
Jahr2018 | Jshr2020 | Jahr2021 | Jahr2022 | Jahr 2023 3"'2”; H
1 2 3 4 & g
Zugang (Jahressumme)

Eingliederung von Langzeitarbeitsiosen ' 10.032 7.340 6.326 4. 869 3.628 1.381

Teilhabe am Arbaitsmarkt ' 39.185 17.213 12.208 10.746 B.92T 317
Bastand (Jahresdurchschnitt)

Eingliederung von Langzeitarbeitslosan o 4 223 10.80% 10.871 B226 §.688 5158
Teilhabe am Arbaitsmarkt ' 18.723 39823 42.700 41.255 38.212 32566

Cuelle: Statistik der Bundesagentur flir Arbelt sgentur fir Arbeit

Die regionale Zuardnung der Tellnehmenden erfolgt nach dem Wohnortprinzip; der Deutschiand-Wert wmfasst auch die auslandischen ¥Wohnoria.
1) Die Zahlen zur “Tellhabe am Arbeltemarkt” sowle zur "Eingliederung von Langzedtarbaltslosen” sind im Zugang und im Bestand reglonal unterschiedlich

tbererfazst. Die einzelnen Werte fiir die verdffentichten Gebietsaggregate finden Sie unter folgendem Link:

Forderung zur Tellhabe am Arbeitamarkt - Ubererfassung




Deutscher Bundestag — 20. Wahlperiode -3 Drucksache 20/12831

b) Wie hat sich die Zahl der Maflnahmenabbrecher seit Beschluss des
Teilhabechancengesetzes bis zum aktuellen Stand entwickelt (bitte ge-
trennt nach Jahr und Maflnahmen aufschliisseln)?

Austritte von Teilnehmenden aus ausgewihiten Instrumenten

Deutschland

Firderung varzeitig beandet/ 2018 2020 2021 2022 2023 Jaz"a';pr'
Teilnahmedauer
1 2 3 4 ] &
Eingliederung von Langzeitarbeitslosen §16e (EVL) " 1.387 3.901 9.278 6.604 5.403 1.470
dav. Fordarung vorzaitig beandat 1.036 2.642 2.608 21497 1.8489 458
Férdarung nicht varzeitig beandat 182 B33 6.043 3.802 3018 8ar
keine Angabe 178 426 627 505 535 B5
Teilhabe am Arbeitsmarkt §16i (TaAM) " 2.7289 6.568 11.796 13.494 11.050 6.283
dav. Férdarung vorzaitig beandat 2.110 4728 5.086 5.484 5.341 1.688
Farderung nicht varzeitig beandet 522 1.485 5.786 7.039 5.003 4.240
keine Angabsa a7 A55 924 871 TO0EB 345

Quelle: Statstk der Bundesagentur fir Arbei

Die regionake Zuordnung des Tednehmenden erdolgt nach dem Wohnortprinzip: der Devischizndwert enth8it such de auslandischen Wohnorte.

1) Aufgrund von Auffaligkenen im Meldeverhaitan von einzelnen zxT sind die Werte for die Fénderinstrumenite "Tellhabe am Arbetsmarkt” und "Eingliederung von
Langzeiarbeisiosen” eiwese unplausibel. Auskunft bber die betroffenen JC und das Ausmalt der Verzemung gibt die Sonderauswertung

Forderung zwr Tellhabe am Arbeitamarkt - Ubererfassung

¢) Uber welchen Zeitraum werden MaBnahmen nach § 16i SGB II seit
Beschluss des Teilhabechancengesetzes bis zum aktuellen Stand
durchschnittlich gefordert, und gibt es gestaffelte Forderungen, nach
denen diese Maflnahmen zunichst befristet und erst spater unbefristet
gefordert werden, und wenn ja, wie staffeln sich die Forderlangen?

Da ldngere Forderungen erst im Laufe der Zeit moglich sind, ist die durch-
schnittliche Teilnahmedauer seit der Einfiihrung gestiegen. Zuletzt lag sie bei
29,2 Monaten. Die Daten fiir die Jahre 2019 bis 2022 konnen der Registerkarte
Zeitreihe im Tabellenheft ,,Arbeitsmarktpolitische Instrumente SGB II — Aus-
gaben und Teilnehmende* unter folgendem Link https://statistik.arbeitsagentu
r.de/SiteGlobals/Forms/Suche/Einzelheftsuche Formular.html?nn=1524032&t
opic_f=arbeitsmarktpol-instrumente-ausgaben-amp-sgbii entnommen werden.

§ 161 SGB II sieht eine Hochstforderdauer von 5 Jahren vor. Innerhalb dieser
ist eine einmalige Verldngerungsmoglichkeit mdglich. Eine Staffelung ist nicht
generell vorgesehen.

Aussagen zu Verldngerungen sind nur durch umfangreiche Sonderanalysen
moglich. Diese sind einmalig fiir den Bericht ,,Teilhabe am Arbeitsmarkt (§ 161
SGB II) — 5 Jahre nach der Einfiihrung® (https://statistik.arbeitsagentur.de/DE/
Statischer-Content/Statistiken/Themen-im-Fokus/Langzeitarbeitslosigkeit/gene
rische-Publikationen/AM-kompakt-5Jahre-TaAM.pdf? _blob=publicationFile
&v=2) erstellt und im Juli 2024 veréffentlich worden. In Bezug auf die Frage-
stellung ergaben sich folgende Ergebnisse:

— Die Analyse fokussiert sich auf die Teilnehmenden, die im ersten Jahr, also
im Laufe des Jahres 2019, eine im Rahmen von § 16i SGB II geforderte Be-
schiftigung aufgenommen haben; bei ihnen ist die mogliche Hochstforder-
dauer gerade abgelaufen, bzw. lauft in den kommenden Monaten ab. Zudem
wurde die betrachtete Personengruppe aus Datenqualitétsgriinden auf die rd.


https://statistik.arbeitsagentur.de/SiteGlobals/Forms/Suche/Einzelheftsuche_Formular.html?nn=1524032&topic_f=arbeitsmarktpol-instrumente-ausgaben-amp-sgbii
https://statistik.arbeitsagentur.de/DE/Statischer-Content/Statistiken/Themen-im-Fokus/Langzeitarbeitslosigkeit/generische-Publikationen/AM-kompakt-5Jahre-TaAM.pdf?__blob=publicationFile&v=2
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29 000 Teilnehmenden beschrinkt, die von Jobcentern in gemeinsamer Ein-
richtung gefordert wurden.

— Im Dezember 2023 befanden sich rd. 9 000 Personen des ersten Forderjahr-
gangs noch bzw. wieder in einer Férderung nach § 161 SGB II, darunter rd.
4 000 durchgingig seit Beginn und rd. 5 000 nach einer Verlangerung. Da-
bei kann statistisch nicht ausgewertet werden, ob die Verlingerung beim
gleichen Arbeitgeber erfolgte oder die Beschiftigung gewechselt wurde.

— Von den rd. 29 000 Forderungen erfolgte in insgesamt rd. 12 000 Fallen
keine Verlangerung, darunter kam in rd. 8 000 Fillen keine Verlangerung in
Betracht, weil die Férderung von Beginn an iiber die maximale Férderdauer
geplant war. Im Dezember 2023 befanden sich rd. 4 000 Teilnehmende noch
in einer laufenden Forderung und mehr als 7 000 hatten ihre Teilnahme
nach der urspriinglich geplanten Dauer beendet.

— Inrd. 17 000 Fillen gab es eine Verldngerung, davon waren im Dezember
2023 noch rd. 5000 Teilnehmende in einer laufenden Forderung und rd.
12 000 Geforderte hatten ihre Forderung bereits beendet; 70 Prozent vor
Ablauf der geplanten Dauer, 30 Prozent mit Ende der geplanten Forderdau-
er.

d) Uber welche Zeitriume und in welchen Hohen werden MaBnahmen
nach § 16e SGB II seit Beschluss des Teilhabechancengesetzes bis
zum aktuellen Stand durchschnittlich gefordert, und liegen der Bun-
desregierung Erkenntnisse {iber die Bandbreite in Bezug auf Forder-
hohe und Forderlédnge der Mainahmen nach § 16e SGB II vor?

Die durchschnittliche Forderdauer lag in den Jahren 2021 bis 2023 bei gut
18 Monaten. Die Forderhohe bemisst sich am jeweiligen Lohnkostenzuschuss,
der bei Mallnahmen nach § 16e SGB II im ersten Jahr 75 Prozent und im zwei-
ten und letzten Forderjahr 50 Prozent des regelmifBlig gezahlten Arbeitsentgelts
betrégt.

e) Auf welche Hohe belaufen sich die jahrlichen Ausgaben fiir MaBnah-
men nach § 16i SGB II seit Beschluss des Teilhabechancengesetzes bis
zum aktuellen Stand?

Beziiglich der Frage nach den Ausgaben fiir Forderungen ,,Teilhabe am Ar-
beitsmarkt™ nach § 16i SGB Il wird auf die Antworten zu den Fragen Nr. 3 und
Nr. 22 auf der Bundestagsdrucksache 20/8316 verwiesen.

Die Ausgaben fiir das Jahr 2022 konnen nachfolgender Tabelle entnommen
werden. Angaben der Statistik der Bundesagentur fiir Arbeit zu den Ausgaben
fiir das Jahr 2023 liegen fiir die zugelassenen kommunale Trager erst seit dem
30. August 2024 vor und bediirfen noch einer Aufbereitung.

Tabelle: Ausgaben fiir Forderungen nach § 16i SGB II in Euro

2022 (inkl. zKT)
Ausgaben fiir § 161 SGB II gesamt (Euro) rd. 908 Mio.
davon:
Ausgaben ohne PAT (Euro) rd. 679 Mio.
Ausgaben PAT (Euro) rd. 229 Mio.

Quelle: Statistik der Bundesagentur fiir Arbeit
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Im Ubrigen wird auf die Tabelle in der Antwort auf die Frage Nr. 2 g) verwie-
sen.

f) Auf welche Hohe belaufen sich die jahrlichen Ausgaben fiir MaB3nah-
men nach § 16e SGB II seit Beschluss des Teilhabechancengesetzes
bis zum aktuellen Stand?

Die Daten (einschlieBlich Angaben der zugelassenen kommunalen Tréger) bis
zum Jahr 2022 werden im Internetangebot der Statistik unter folgendem Link
verdffentlicht: https://statistik.arbeitsagentur.de/SiteGlobals/Forms/Suche/Einz
elheftsuche Formular.html?nn=21442&topic_f=arbeitsmarktpol-instrumente-a
usgaben-amp-sgbii

Die Ausgaben fiir das Jahr 2022 betrugen rd. 137 Mio. Euro.

Angaben der Statistik der Bundesagentur flir Arbeit zu den Ausgaben fiir das
Jahr 2023 liegen fiir die zugelassenen kommunale Tréager erst seit dem 30. Au-
gust 2024 vor und bediirfen noch einer Aufbereitung.

Im Ubrigen wird auf die Tabelle in der Antwort auf die Frage Nr. 2 g) verwie-
sen.

g) Auf welche Hohe belaufen sich die jahrlichen Ausgaben fiir Mafinah-
men liber den Passiv-Aktiv-Transfer (PAT) seit Beschluss des Teilha-
bechancengesetzes bis zum aktuellen Stand, und werden die bereitge-
stellten Mittel fiir den PAT ausgeschopft?

Ausgaben aus dem Finanzsystem der Bundesagentur fiir Arbeit

nur gemeinsame Einrichtungen (keine zkT)
2019 bis 2023 (Jahresendwerte) und 2024 (Stand zum 31.07.2024)
in Millionen Euro

2019 2020 2021
Eingliederung von Langzeitarbeitslosen (EvL) § 16e SGB || 51,6 136.4 130,9
Teilhabe am Arbeitsmarkt (TaAM) § 16i SGB Il 2238 5151 8517
Passiv-Aktiv-Transfer (PAT) - TaAM-Entgeltzuschuss §16i SGB | 71.4 161.4 182,5

Bei den SGB Il Ausgaben der einzelnen Malknahmen handelt es sich um die Ausgaben der 302 (ab 2022 301, ab 2023 300) gemeinsamen
Einrichtungen (gE). Die 104 zugelassenen kemmunalen Trager (zkT) sind nicht enthalten. Diese stehen der Bundesagentur fur Arbeit nicht

2022 2023 2024 (bis

31.07.2024
111,5 96,3 44,5
533.4 4437 2215
187.8 2733 142,9

h) Wie viele Personen sind iiber den PAT seit Beschluss des Teilhabe-
chancengesetzes bis zum aktuellen Stand gefordert worden (bitte nach
Jahr und gestaffelt nach Hohe der Forderungen aufschliisseln)?

Der Passiv-Aktiv-Transfer ist kein arbeitsmarktpolitisches Instrument, sondern
eine Finanzierungsart fiir 6ffentlich geforderte Beschiftigung. Die Ausgaben
liegen lediglich als Gesamtsumme fiir die einzelnen Instrumente, nicht aber fiir
einzelne Teilnehmende vor, daher kann hierzu keine Aussage getroffen werden.

i) Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse dariiber vor, welche Instru-
mente welchem Personenkreis nutzen, und welche Schliisse zieht die
Bundesregierung aus diesen Erkenntnissen?

Quella: Bundesagentur fir Arbeit


https://statistik.arbeitsagentur.de/SiteGlobals/Forms/Suche/Einzelheftsuche_Formular.html?nn=21442&topic_f=arbeitsmarktpol-instrumente-ausgaben-amp-sgbii
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Die Eingliederungsquote, also der Anteil der Teilnehmenden, der sechs Monate
nach dem jeweiligen individuellen MafBnahmeaustritt sozialversicherungs-
pflichtig beschiftigt ist, ist die einzige statistische Kennzahl, anhand derer ein
(direkter) Nutzen abgeleitet werden kann. Angesichts der Zielrichtung der In-
strumente und des geforderten Personenkreises ist eine breitere Betrachtung —
wie etwa im Rahmen der Evaluation des IAB — sinnvoll: Zielgruppe der Forde-
rung nach § 161 SGB II sind Menschen {iiber 25 Jahre, die fiir insgesamt min-
destens sechs Jahre innerhalb der letzten sieben Jahre Leistungen nach dem
SGB II bezogen haben und in dieser Zeit nicht oder nur kurzzeitig erwerbstitig
waren. Personen aus Bedarfsgemeinschaften mit mindestens einem minderjéh-
rigen Kind sowie Schwerbehinderte erhalten nach fiinf Jahren ununterbroche-
nen Leistungsbezugs Zugang zur Forderung. Die Forderung nach § 16e SGB 11
richtet sich an Menschen, die trotz vermittlerischer Bemiihungen seit mindes-
tens zwei Jahren arbeitslos sind. Im Vergleich zur Zielgruppe des § 16i sind sie
als weniger arbeitsmarktfern zu betrachten. Beide Forderungen erreichen ihre
Zielgruppen laut IAB-Evaluierungsbericht sehr gut und insbesondere mit dem
Coaching gelingt eine individuelle, zielgerichtete Unterstiitzung. Laut IAB er-
reicht § 16e SGB 1I eine deutlich arbeitsmarktfernere Zielgruppe als der Ein-
gliederungszuschuss und auch fiir die Zielgruppe der besonders arbeitsmarkt-
fernen langzeitarbeitslosen Menschen gibt es neben § 161 SGB II keine ver-
gleichbare Forderung. Es wird zudem auf die Antwort zu Frage Nr. 1 verwie-
sen.

Austritte von Teilnehmenden aus ausgewahiten Manahmen der Arbeitsmarktpolitik untersucht
6 Monate nach Austritt hinsichtlich sozialversicherungspflichtiger Beschiaftigung (Eingliederungsquote)

Deutschland
Jeweils gleitende 12-Monatssummen Oktober bis September
Eingliederung von Langzeitarbeitslosen (EVL) Teilhabe am Arbeitsmarkt {TaAM)
Insgesamt Eingliederungsquote Insgesamt Eingliedemnungsquote
2023 2022 2023 2022 2023 2022 2023 2022
1 2 3 4 5 [ 7 8
Insgesamt 5543 7379 59,8% B63,8% 12.016 13.064 43 3% 41,0%
Alter
25 bis unter 35 Jahre 819 1.254 59.8% 62,9% 799 898 50,6% 48,0%
35 bis unter 45 Jahre 1.790 2255 63,2% 65,8% 2724 2953 50,8% 48 0%
45 bis unter 55 Jahre 1.548 2082 680,2% 65,0% 3.555 3895 48,0% 45 5%
55 Jahre und alter 1.252 1.736 4.8% 60,9% 4.937 5.316 34,5% 32,1%
Geschlecht
Manner 3755 4834 58 1% 63,0% 7.506 7.966 41,3% 38,7%
Frauen 1.788 2545 63,6% 65,4% 4.510 5.095 46, 7% 44 5%
Staatsangehdrigkeit
Deutschiand 4242 5770 @01%  B3,7% 10.436 11493  430%  40,7%,
Ausland 1.301 1.609 59,1% 64,2% 1.580 1.571 45 2% 43 5%
Berufsausbildung
Ohne abgeschlossene Berufsausbildung 2575 3.284 57 6% B2,1% 6.134 B6.437 41,5% 39,4%
Betriebliche/schulische Ausbildung 2.341 3285 80,1% 64.9% 5.066 5574 44 3% 41,5%
Akademische Ausbildung 351 422 67,0% 64,5% 380 447 41,3% 43.0%

Quelle: Statitk der Bundesagentur fir Arbeit

j) Bewertet die Bundesregierung die Entwicklung bei den genannten In-
strumenten als zufriedenstellend, und wenn nein, was unternimmt die
Bundesregierung, damit diese Instrumente bessere Anwendung finden
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und arbeitsmarktferne Personen bessere Beschiftigungsperspektiven
erhalten?

Die Instrumente zur Schaffung eines ,,Sozialen Arbeitsmarkts* sind in der aktu-
ellen Ausgestaltung erfolgreich. Mit dem Biirgergeld-Gesetz wurde daher die
Forderung ,,Teilhabe am Arbeitsmarkt* nach § 161 SGB II durch Streichung des
§ 81 SGBII ab dem 1. Januar 2023 entfristet. Uber Auswahl und Einsatz der
Forderinstrumente entscheiden die Jobcenter in dezentraler Verantwortung ab-
héngig von den Bedarfslagen vor Ort.

3. a) Welche Bedeutung hat das Coaching im Rahmen des § 161 SGB II
aus Sicht der Bundesregierung fiir die Integration in den Arbeits-
markt?

Das IAB beschreibt die Kombination aus geforderter Beschéftigung und ganz-
heitlicher beschiftigungsbegleitender Betreuung, wie sie mit dem Teilhabe-
chancengesetz erstmals gesetzlich festgeschrieben wurde, als wesentliche Inno-
vation der Forderinstrumente. Dies entspricht auch den Aussagen der befragten
Jobcenter, die das Coaching als Erfolgskriterium der Férderungen ansehen. Das
Coaching nimmt die individuellen Problemlagen der Geforderten in den Blick
und stabilisiert die Beschéftigung wie auch die Geforderten selbst. Damit stellt
es eine wesentliche Stiitze der Integration in den Betrieb dar. Laut IAB wirkt
sich das Coaching grundsitzlich positiv auf die Beschiftigungsfahigkeit
(Selbstvertrauen und externale Kontrolliiberzeugung) sowie soziale Teilhabe
(soziale Integration und soziale Aktivititen) der Teilnehmenden aus.

b) Wie viele Fille sind der Bundesregierung bekannt, in denen Menschen
aus § 16i-Maflnahmen in Arbeitsverhiltnisse iibergegangen sind, wie
viele davon mit Anschlussforderung, und wie viele davon ohne An-
schlussforderung?
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Verbleib von Teilnehmenden nach der Férderung Teilhabe am Arbeitsmarkt §16i SGB Il (TaAM)
6 Monate nach Maknahmeende

Deutschland, jeweils (gleitende) Jahressummen

1 z 3
Austritte Insgesamt 11.921 13.668 11.690
in sv-pfl. Baschaftigung 4 BE3 5628 5.054
in sv-pfl. Ausbildung 30 ki) 21
in sv-pfl. Baschaftigung und laistungsbarechtigt 1.441 1.427 1.185
in sv-pfl. Baschaftigung ohne Folgefarderung 2.629 3 448 3176
im sv-pfl. Beschaftigung ohna Folgefdrderung und nicht leistungsbarechtigt 1.810 2 546 2.422
nicht nachweisbar 1.375 1.628 1.405
nicht leistungsberachtigt 4.920 5969 5403
leistungsberachtigt T.001 7.699 6.287
leistungsbarechtigt und in Faolgefdrderung 1.613 1.708 1.303
leistungsbarechtigt und arbeitslos 4473 4849 4.127
in Folgefarderung 3.258 3.396 2,770
in Folgefarderung TaAM 1.885 1.714 1.536
an mehr als 7 Tagen sv-pfl. beschaftigt 5417 B.307 5625

Cuslle: Statistik der Bundesagentur flir Arbeit

Die reglonale Zueordnung des Tellnehmenden erfolgt nach dem Wohnortpnnzip; der Deutschlandwert enth&it auch die auslandischen Wohnore.

Aufgrund won Auffalligheiten im Meldeverhalten von einzelnen zkT sind die Werte fir die Férdennstrumente “Tellhabe am Arbeitsmarkt” und "Eingliederung
won Langzefarbenslosen® telwalse unplausibel. Auskundt dber die betroffenen JC und das Avamal der Verzermung gibt die Sonderauswertung

¢) Wie viele derjenigen, die in Arbeitsverhidltnisse ilibergegangen sind,
befinden sich wie lange in Arbeitsverhéltnissen, und wie viele von
ihnen sind wieder arbeitslos geworden (bitte nach Dauer in Beschéfti-
gung aufschliisseln)?

Es wird auf die Antwort zu Frage 3b verwiesen. Dariiber hinaus liegen der
Bunderegierung keine Kenntnisse vor.

d) Plant die Bundesregierung in dieser Legislaturperiode Weiterentwick-
lungen in der Anwendung des § 161 SGB II, und wenn ja, welche kon-
kreten Schliisse werden aus dem IAB-Evaluierungsbericht, welcher
beziiglich des Coachings im Rahmen des § 16i SGB II Anderungen
bei der beschiftigungsbegleitenden Betreuung, insbesondere bei den
Ubergangsphasen in und im Anschluss an die Forderung empfiehlt
(a.a. O, S. 138 ft.), gezogen?

e) Plant die Bundesregierung in dieser Legislaturperiode eine Gesetzge-
bung zur Weiterentwicklung des § 161 SGB II, und wenn ja, welche
konkreten Schliisse werden diesbeziiglich aus der IAB-Evaluierung
gezogen?

Der [AB-Evaluierungsbericht bescheinigt den Instrumenten des ,,Sozialen Ar-
beitsmarkts“ eine hohe Wirksamkeit und stellt keinen Bedarf fiir grundlegende
Anderungen der gesetzlichen Ausgestaltung von § 16i SGB II fest. Moderate
Weiterentwicklungsempfehlungen werden lediglich in Bezug auf die Umset-
zungspraxis formuliert. Hierzu steht das Bundesministerium fiir Arbeit und So-
ziales mit der Bundesagentur fiir Arbeit im Austausch.
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4. a) Wie bewertet die Bundesregierung die Vorschldge des IAB, welches
auf die Bedeutung von Anschlussoptionen nach einer erfolgten For-
derung nach § 16i SGB II verweist und hier eine Weiterentwicklung
der Arbeitsgelegenheiten (§ 16d SGB II) vorschligt, mit Blick auf
die Forderdauer, die Einsatzfelder und die Freiwilligkeit der Mafinah-
menteilnahme (a. a. O., S. 272)?

b) Plant die Bundesregierung diesbeziiglich gesetzliche Initiativen, und
wenn ja, in welchen Bereichen?

Fiir die Erarbeitung konkreter Anschlussperspektiven sind Jobcenter und Coa-
ches zentrale Akteure. In den Jobcentern wird immer individuell entschieden,
welches mogliche Forderinstrument das jeweils passende sein konnte. Auf-
grund der deutlicheren Arbeitsmarktferne der Zielgruppe von § 16d SGB II er-
scheinen AGH als Anschlussperspektive fiir Menschen aus einer mehrjéhrigen
Forderung in einem reguldren Arbeitsverhiltnis aus Sicht der Bundesregierung
unabhéngig von inhaltlichen Weiterentwicklungsmoglichkeiten nicht nahelie-
gend. Entsprechend sind keine diesbeziiglichen gesetzlichen Initiativen geplant.

5. a) Welche Erkenntnisse liegen der Bundesregierung vor zur Wirksam-
keit des Instruments des § 16h SGB II, welches 2016 mit dem Ziel
eingeflihrt wurde, schwer erreichbare Jugendliche durch wohlfahrts-
taatliche Betreuung besser zu fordern?

Die Fordermdglichkeiten nach § 16h SGB II werden lokal grundsétzlich be-
griifit. So zeigt die Verbleibs-Statistik, dass in knapp 22 Prozent der Forderfille
die Aufnahme einer sozialversicherungspflichtigen Ausbildung oder Beschéfti-
gung gelingt und in weiteren 26 Prozent der Fille eine Folgeforderung an-
schliefen konnte (Stand: 2023). Dies wird als deutlicher Erfolg gewertet.

b) Welche Erkenntnisse liegen der Bundesregierung zur Férderung durch
§ 16h SGB II im Bundesgebiet insgesamt und regional vor?

Die Leistung wurde in den Jobcentern grundsétzlich gut angenommen. Sowohl
die Zahl der Eintritte in die Forderung als auch der anteilige Umfang der Aus-
gaben fiir die Leistung ist in den vergangenen Jahren bundesweit signifikant
gestiegen (fast 7 500 Forderungen 2023, das entspricht einem Anstieg um
knapp 25 Prozent gegeniiber 2020), vgl. Tabellenheft ,, Arbeitsmarktpolitische
Instrumente  —  Ausgaben und Teilnehmende  (Kostentrdgerschaft
SGB II* unter folgendem Link https://statistik.arbeitsagentur.de/SiteGlobals/Fo
rms/Suche/Einzelheftsuche Formular.html?nn=1524032&topic_f=arbeitsmarkt
pol-instrumente-ausgaben-amp-sgbii). Zudem hat sich die Leistung inzwischen
bundesweit etabliert, so sind inzwischen Forderungen in allen Bundesliandern
erkennbar. Es ist aber auch erkennbar, dass fast 20 Prozent der jungen Men-
schen nicht leistungsberechtigt nach dem SGB II waren und daher an Netz-
werkpartner verwiesen werden mussten, da die Fordervoraussetzungen im
SGB II nicht vorlagen. Hinzu kommt, dass der Abstimmungsaufwand aufgrund
der Zielgruppe und der verschiedenen handelnden Akteure (insbesondere Ju-
gendamt, Agentur fiir Arbeit) iiberdurchschnittlich hoch ist.

¢) Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse vor, wie das Instrument
bundesweit und wie regional angewendet wurde vor dem Hintergrund
der Forschungen des TAB im Jahr 2020 (Einbeziehung schwer zu er-
reichender junger Menschen in die Grundsicherung — eine Erfolgsge-
schichte?, In: IAB-Forum, 29. Oktober 2020, www.iab-forum.de/einbe
ziehung-schwer-zu-erreichender-junger-menschen-in-die-grundsicheru
ng-eine-erfolgsgeschichte/), die zeigten, dass das Instrument regional
sehr unterschiedlich angewendet wurde?


https://statistik.arbeitsagentur.de/SiteGlobals/Forms/Suche/Einzelheftsuche_Formular.html?nn=1524032&topic_f=arbeitsmarktpol-instrumente-ausgaben-amp-sgbii
http://www.iab-forum.de/einbeziehung-schwer-zu-erreichender-junger-menschen-in-die-grundsicherung-eine-erfolgsgeschichte/
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Der Bundesregierung liegen die in der Frage zitierten Forschungsergebnisse
vor. Es handelt sich um eine sehr flexible und individuelle Leistung, deren Aus-
gestaltung sich nach den lokalen Rahmenbedingungen richtet. Gleichwohl ist
erkennbar, dass sie inzwischen bundesweit zum Einsatz kommt.

d) Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse iiber die Entwicklung seit
dem Jahr 2020 vor?

Es wird auf die Antworten zu den Fragen Nr. 5 b) und Nr. 5 ¢) verwiesen.

e) Wird das Instrument aus Sicht der Bundesregierung in ausreichendem
Mafe angewendet?

Die Jobcenter entscheiden regional vor Ort, ggf. im Zusammenwirken mit den
iibrigen lokalen Akteuren (insbesondere Agenturen fiir Arbeit und Jugendam-
tern) unter Beriicksichtigung der vorhandenen Rahmenbedingungen (bspw. re-
gionale Relevanz der Zielgruppe, vorhandene Alternativangebote und eigene
Moglichkeiten) iiber den Einsatz der Leistung.

6. Wie bewertet die Bundesregierung den Fortschritt des im Koalitionsver-
trag der regierungstragenden Parteien und Fraktionen vereinbarten Vor-
habens, das Instrument des § 16h SGB II auszuweiten, um die Koopera-
tion mit der Jugendhilfe zu stirken und gemeinsame Anlaufstellen zu
schaffen?

Die Bundesregierung setzt den Koalitionsvertrag flir die laufende Legislatur-
periode kontinuierlich und der aktuellen Sachlage entsprechend um. Es wurden
bereits erhebliche Reformen im SGB II umgesetzt und es sind weitere Verbes-
serungen in Planung. Bereits jetzt stehen mit den Jugendberufsagenturen eta-
blierte Zusammenarbeitsformate zur Verfiigung.

7. Welche Erkenntnisse hat die Bundesregierung zu der Anwendung des
Coachings, welches im Zuge der Biirgergeldreform durch den § 16k
SGB II moglich ist?

Aufgrund der positiven Erfahrungen aus der Durchfithrung des Coachings im
Rahmen des Teilhabechancengesetzes wurde folgerichtig mit dem § 16k
SGB II die ,,ganzheitliche Betreuung® als eigensténdiges Instrument im SGB II
aufgenommen. Dies wurde von den Jobcentern sehr begriifit. Sie heben Breite,
Tiefe und Flexibilitit des Instruments positiv hervor. Alle drei Durchfiihrungs-
varianten (Gutscheinverfahren, Durchfiihrung mit eigenem Personal, Vergabe)
werden eingesetzt. Dabei liegt die Nutzung von Gutscheinen leicht vor den Ver-
gabemalinahmen und dem eigenen Personal. Im Rahmen der Evaluation der
Biirgergeldreform werden auch Umsetzung und Wirkung des § 16k SGB II
vom IAB wissenschaftlich untersucht (vgl. IAB-Forschungsbericht 6/2023
,Blurgergeld-Reform:  Evaluationsprogramm des [AB* unter folgendem Link
https://doku.iab.de/forschungsbericht/2023/fb0623.pdf).

8. Was plant die Bundesregierung in dieser Legislaturperiode mit Blick auf
die Umsetzung der im Koalitionsvertrag der regierungstragenden Partei-
en und Fraktionen angekiindigten Zielsetzungen, den Jobcentern mehr
Gestaltungsspielraum und regionale Verantwortung zu iibertragen und
die freie Forderung (§ 16f SGB II) aufzuwerten, nachdem zuletzt der
§ 16f SGB II nicht Gegenstand der Biirgergeldreform war?


https://doku.iab.de/forschungsbericht/2023/fb0623.pdf
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Die freie Forderung nach § 16f SGB II spielt eine eher untergeordnete Rolle bei
der Auswahl von Arbeitsmarktinstrumenten. Die Inanspruchnahme der freien
Forderung hingt insbesondere von den lokalen Gegebenheiten ab. Grundsitz-
lich entscheiden die Jobcenter iiber den Einsatz der Eingliederungsmittel in
eigener Verantwortung und unter Beriicksichtigung der Gegebenheiten vor Ort.
Die Mehrzahl der Jobcenter in gemeinsamer Einrichtung sieht nach aktuellen
Erkenntnissen der Bundesregierung keinen gesetzlichen Verbesserungs- oder
Weiterentwicklungsbedarf bei der freien Forderung.

9. a) Was unternimmt die Bundesregierung vor dem Hintergrund der Ana-
lysen des IAB-Evaluierungsberichts, dessen Analysen aufzeigen,
dass die Budgetausstattung der Jobcenter einen erheblichen Einfluss
auf die Umsetzungsmdglichkeiten und Forderzahlen hat, und der auf
die Notwendigkeit einer stabilen Finanzierung verweist (siche dort
S. 272) bei der Haushaltsaufstellung fiir das Jahr 2025, damit die ver-
festigte Langzeitarbeitslosigkeit besser aufgebrochen wird und Men-
schen mit langen Erwerbslosigkeitsbiografien bessere Integrations-
chancen erhalten und damit auch dieses Arbeitskréftepotenzial geho-
ben wird?

b) Was tut die Bundesregierung, um die ausreichende Ausstattung von
Eingliederungstitel und Verwaltungstitel (in Anbetracht steigender
Kostenfaktoren, wie beispielsweise steigende Personalkosten durch
Tarifabschliisse, Anstieg der Langzeitarbeitslosigkeit und allgemeine
Kostenentwicklung) sicherzustellen?

¢) Wie plant die Bundesregierung, die Kostensteigerung abzufangen
und die Finanzierung des Eingliederungs- und Verwaltungstitels fi-
nanziell langfristig zu sichern?

Eingliederungsmittel und Verwaltungskostenansatz der Jobcenter sind gegen-
seitig deckungsféhig und bilden so das Gesamtbudget SGB Il nach § 46 Abs. 1
Satz 5 SGB II. Das Gesamtbudget gewihrleistet die erforderliche Flexibilitét in
der Bewirtschaftung, damit die Jobcenter dezentral und unter Beriicksichtigung
der konkreten Bedarfe vor Ort und im jeweiligen Einzelfall in eigener Verant-
wortung entscheiden konnen, ob eine eher maBnahmenorientierte Eingliede-
rungsstrategie oder eine eher stirkere Betreuung der Leistungsberechtigten
durch die Beschiftigten der Jobcenter zielfithrend erscheint. Eine isolierte Be-
trachtung der Eingliederungsmittel oder der Verwaltungsbudgets greift daher
stets zu kurz.

Die Haushalte des Bundes werden entsprechend dem Haushaltsrecht des Bun-
des jahrlich von der Bundesregierung aufgestellt und nach parlamentarischer
Beratung vom Deutschen Bundestag verabschiedet. Unter Abwigung aller
malgeblichen Einflussfaktoren und Entwicklungen finden Bundesregierung
und Deutscher Bundestag jéhrlich zu den beschlossenen und verabschiedeten
Ansitzen. An dieses Verfahren sind Bundesregierung und Deutscher Bundestag
gebunden.

10. Wie plant die Bundesregierung sicherzustellen, dass die Veranschlagung
der Mittel fiir Eingliederungsleistungen und Verwaltungskosten in der
Grundsicherung fiir Arbeitsuchende kiinftig auf einer realistischen Be-
darfsermittlung basiert, vor dem Hintergrund, dass der Bundesrech-
nungshof in seinem Bericht an den Haushaltsausschuss vom 4. Septem-
ber 2023 feststellte, dem Haushaltsansatz fiir die Jobcentermittel liege
keine Berechnung zugrunde, die sich nachvollziehbar aus einer Analyse
des tatsdchlichen Mittelbedarfs der Jobcenter ableitet (vgl. Bericht des
Bundesrechnungshofes [BRH] nach § 88 Absatz2 BHO [Bundeshaus-
haltsordnung] an den Haushaltsausschuss des Deutschen Bundestages,
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Bedarfsgerechte Veranschlagung und Verteilung der Mittel fiir Eingliede-
rungsleistungen in der Grundsicherung fiir Arbeitsuchende, www.bundes
rechnungshof.de/SharedDocs/Downloads/DE/Berichte/2024/eingliederun
gsleistungen-volltext.pdf? _blob=publicationFile&v=2 [im Folgenden
kurz: Bericht des BRH], S. 19) ?

Es wird auf die Antwort zu Frage Nr. 9 verwiesen.

11. Teilt die Bundesregierung die Kritik des Bundesrechnungshofes an den
Problemdruck- und Strukturindikatoren (vgl. Bericht des BRH, S. 6, 20),
und plant die Bundesregierung, die Problemdruck- und Strukturindikato-
ren zu iiberarbeiten oder durch andere Verteilungskriterien zu ersetzen?

Gemail § 46 Absatz 2 Satz 2 SGB II werden die Eingliederungs- und Verwal-
tungsmittel grundsitzlich auf Basis des Anteils der erwerbsfahigen Leistungs-
berechtigten eines Jobcenters an der bundesweiten Summe der erwerbsfahigen
Leistungsberechtigten verteilt. Hierdurch wird die Hohe der Mittel nach der
Vorgabe des Gesetzgebers primér von der Zahl der Personen in einem Jobcenter
bestimmt, die mit den Eingliederungsmitteln gefordert werden sollen. Zusitz-
lich wird bei der Verteilung der Eingliederungsmittel der Problemdruckindika-
tor und der Strukturindikator beriicksichtigt. Die Anwendung dieser beiden In-
dikatoren fiihrt zu einer leichten Umverteilung zu Gunsten von Jobcentern mit
schwierigen Arbeitsmarktlagen und einem hohen Anteil an Langzeitleistungs-
beziehenden. Der Grundsatz der Verteilung nach Anzahl der erwerbsfiahigen
Leistungsberechtigten wird dadurch nicht veréndert, sondern lediglich ergénzt.

Die Anwendung des Problemdruckindikators bewirkte 2023 eine Umverteilung
in Hohe von knapp 133 Mio. Euro, was in etwa 2,9 Prozent der insgesamt zu
verteilenden Eingliederungsmittel entspricht. Die Anwendung des Strukturindi-
kators hat eine Umverteilungswirkung in Hohe von knapp 16 Mio. Euro. Der
gemeinsame Effekt beider Indikatoren betrdgt 146 Mio. Euro und somit
3,2 Prozent des Eingliederungsbudgets.

Die Aussagen des Bundesrechnungshofs zu den vermeintlich negativen Effek-
ten der VerteilmaBstibe werden der Komplexitit der Zusammenhinge und der
Heterogenitit unter den Jobcentern nicht gerecht. Es ist zutreffend, dass der
Problemdruckindikator in der Regel grole Jobcenter begiinstigt und kleinere
Jobcenter weniger Mittel erhalten. Nicht zutreffend ist hingegen der erweckte
Eindruck, dass letztere in der Folge systematisch zu wenig Mittel zugeteilt be-
kémen.

Eine Analyse der Ausgabequoten zeigt, dass die zehn Jobcenter, die in Bezug
auf den ihnen zugeteilten Betrag im Jahr 2023 am meisten von der Anwendung
des Problemdruckindikators profitiert haben, im Durchschnitt eine leicht hohe-
re Ausgabequote (96,0 Prozent) aufwiesen als die zehn Jobcenter, die von der
Anwendung des Problemdruckindikators am meisten belastet waren (95,9 Pro-
zent). Betrachtet man die Jobcenter, bei denen die prozentuale Abweichung am
grofBiten war, so ergibt sich sogar eine um 3,7 Prozentpunkte hohere Ausgabe-
quote bei den begiinstigten Jobcentern (96,5 Prozent zu 92,8 Prozent). Eine ge-
samtheitliche Betrachtung aller Jobcenter offenbart keinen signifikanten Unter-
schied zwischen beiden Gruppen (95,4 Prozent zu 95,5 Prozent).

Des Weiteren weisen die zwanzig Jobcenter mit den geringsten Ausgabequoten
im Jahr 2023 eine durchschnittliche Grundsicherungsquote von 3,9 Prozent aus
und liegen damit erheblich unter dem Bundesschnitt von 6,7 Prozent. Diese
Jobcenter sind also in negativer Weise von der Anwendung des Problemdru-
ckindikators betroffen, die aufgefiihrten Zahlen geben aber keinen Anlass zu
dem Schluss, dass dort Schwierigkeiten bestiinden, Verwaltungskosten und
EingliederungsmaBnahmen ausreichend zu finanzieren.


https://www.bundesrechnungshof.de/SharedDocs/Downloads/DE/Berichte/2024/eingliederungsleistungen-volltext.pdf?__blob=publicationFile&v=2

Deutscher Bundestag — 20. Wahlperiode - 13-

Drucksache 20/12831

Eine Betrachtung der Ausgabequoten auf Ebene der Jobcenter {iber die letzten
fiinf Jahre zeigt, dass diese auch iiber die Zeit stark variieren. Lediglich 15 von
405 Jobcenter haben in diesem Zeitraum durchgehend weniger als 90 Prozent
ihrer Mittel verausgabt. Dass die in diesen Jahren grundsitzlich unveranderten
Verteilkriterien also zu einer systematischen Fehlallokation gefiihrt haben sol-
len, ist nicht ersichtlich. Ein statistisch signifikanter Effekt von der Betroffen-
heit von den ergénzenden Indikatoren auf die Ausgabequoten ist ebenso wenig
erkennbar wie ein Effekt der Anzahl der erwerbsfahigen Leistungsberechtigten
(reguléres Verteilkriterium) in dem jeweiligen Jobcenterbezirk.

Die Aussage des Bundesrechnungshofs, dass die Indikatoren im Wesentlichen
dazu fiihrten, dass die Mittel Jobcentern zugeteilt werden wiirden, die keinen
Bedarf hitten, ist insofern nachweislich unzutreffend.

Im Ergebnis hilt die Bundesregierung die ergidnzenden Kriterien aufgrund der
unterschiedlichen regionalen Rahmenbedingungen fiir angemessen, um Chan-
cengerechtigkeit fiir alle Leistungsberechtigten zu gewihrleisten. So stellt der
Problemdruckindikator einen gewissen Ausgleich fiir unterdurchschnittliche
Rahmenbedingungen von Jobcentern im Ortlichen Arbeitsmarkt dar. Eingliede-
rungserfolge bei schwieriger regionaler Arbeitsmarktlage erfordern hdhere
Investitionen in die Férderung eines jeden erwerbsfahigen Leistungsberechtig-
ten. Dem in diesen Regionen erforderlichen hoheren Aktivierungsaufwand wird
durch eine bessere Finanzausstattung dieser Jobcenter Rechnung getragen.

Nichtsdestotrotz weist die Bundesregierung darauf hin, dass die VerteilmaBsta-
be regelmifBig im Rahmen der Erstellung der jahrlichen Eingliederungsmittel-
Verordnung auf ihre Angemessenheit {iberpriift und ggf. angepasst werden. Da-
bei werden unter anderem auch Riickmeldungen aus den Jobcentern bzw. den
Triagern der Grundsicherung oder mogliche Verdanderungen der Gegebenheiten
am Arbeitsmarkt berilicksichtigt. Die Ansdtze des Bundesrechnungshofs fiir
eine Weiterentwicklung werden insofern, wie alle relevanten Anderungsvor-
schldge, bei der jahrlichen Priifung der Malistibe der Mittelverteilung aufge-
griffen.

12. Welche Mallnahmen hat die Bundesregierung ergriffen, um die in der
Kritik stehenden Verteilungskriterien fiir Eingliederungsmittel zu verbes-
sern, und inwiefern wurden die Empfehlungen des Bundesrechnungs-
hofes beriicksichtigt?

Es wird auf die Antwort zu Frage Nr. 11 verwiesen.

13. a) Welche Schliisse zieht die Bundesregierung aus dem Befund des
IAB-Evaluierungsberichts (S. 39), dass die finanzielle Situation der
Jobcenter sehr unterschiedlich ist und einige Geschéftsfiihrer finan-
zielle Sorgen im Hinblick auf Verpflichtungserméchtigungen umtrei-
ben?

Die Eingliederungsmittel werden jobcenterscharf nach einem einheitlichen Ver-
teilmechanismus fiir alle Jobcenter bundesweit verteilt. Es kommen daher nur
Verteilkriterien in Frage, fiir die Daten bis auf Ebene aller Jobcenter (gemein-
same FEinrichtungen und zugelassene kommunale Triger) bundesweit vor-
liegen. Weiterhin wird vorausgesetzt, dass fiir die Verteilkriterien eine valide
Datenbasis ohne Datenqualitétsprobleme vorliegt. Dariiber hinaus werden nur
statistische Daten der Bundesagentur flir Arbeit verwendet, die nach einer drei-
monatigen Wartezeit als valide gelten.

Mit dem Teilhabechancengesetz wurde ab dem Jahr 2019 der Strukturindikator
als ergéinzendes Kriterium bei der Verteilung der Eingliederungsmittel ent-
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wickelt. Er findet bei der Verteilung der Hilfte der Eingliederungsmittel An-
wendung und fiihrt dazu, dass Jobcenter mit liberdurchschnittlich vielen Lang-
zeitleistungsbeziehenden einen Aufschlag an Eingliederungsmitteln erhalten.
Mit diesem hoheren Mittelanteil kdnnen beispielsweise Forderungen nach § 161
SGB 1I finanziert werden.

Die Bundesregierung kann sich abgesehen davon keine Verteilkriterien vorstel-
len, die auch unterjahrig die Bedarfe der Jobcenter granular abbilden sollen,
nicht auf der Anzahl der erwerbsfahigen Leistungsberechtigten beruhen und
oben genannten Giitekriterien geniigen. Die Griinde fiir Unterschiede in nicht
von der Verteilung der erwerbsfdhigen Leistungsberechtigten abhdngigen
Mehrbedarfen und Verwendungsmoglichkeiten sind vielfiltig, stark von regio-
nalen Faktoren abhdngig und kdnnen nicht zentral quantifiziert werden.

Valide unterjéhrige Daten zu bereits verplanten Mitteln liegen ebenfalls, insbe-
sondere bei den zugelassenen kommunalen Tragern, nicht vor. Selbstauskiinfte
iiber Bedarfe werden aus Anreizkompatibilitdtsgriinden ebenso wenig als sinn-
volle Verteilgrundlage erachtet wie Daten zur Mittelverwendung in der Vergan-
genheit. Grundsétzlich liegt in der Systematik des SGB II die Finanz- und Ent-
scheidungshoheit in dezentraler Verantwortung bei den Jobcentern.

Die jahrliche Zuweisung der Verpflichtungserméchtigungen folgt denselben
MaBstidben wie die Mittelzuweisungen. Verpflichtungserméchtigungen stellen
gemeinsam mit den Mitteln den verbindlichen Rahmen dar, innerhalb dessen
sich die Gesamtmoglichkeiten des jeweiligen Jobcenters bewegen. Verpflich-
tungsermichtigungen stehen dabei nicht fiir sich, sondern binden den Haus-
haltsgesetzgeber dahingehend, in kommenden Jahren die entsprechenden Aus-
gabemittel bereitstellen zu miissen. Sie bediirfen daher einer verantwortungs-
vollen und sorgfiltigen Bemessung. Im Ubrigen wird auf die Antwort zu Frage
Nr. 18 verwiesen.

b) Sind dabei Anderungen des Problemdruckindikators auf dem Priif-
stand?

Es wird auf die Antwort zu Frage Nr. 11 verwiesen.

¢) Sieht die Bundesregierung Anderungsbedarf bei den Regelungen zum
Passiv-Aktiv-Transfer?

Unter Nummer 25 ihres Beschlusses vom 17. Juli 2024 ,,Wachstumsinitiative —
neue wirtschaftliche Dynamik fiir Deutschland hat die Bundesregierung be-
schlossen: ,,Die Mdglichkeiten der Arbeitgeberforderung werden durch die
Ausweitung des Passiv-Aktiv-Transfers vergroBert. Die konkrete Umsetzung
wird derzeit erarbeitet.

14. Was unternimmt die Bundesregierung, vor dem Hintergrund, dass laut
IAB-Evaluierungsbericht (S. 86) die Fordermdglichkeiten des Teilhabe-
chancengesetzes vielen Arbeitgebern nicht bekannt sind, damit sich die
Fordermoglichkeiten fiir arbeitsmarktferne Gruppen diesbeziiglich ver-
bessern und mehr Arbeitgeber und damit mehr Beschéftigte profitieren?

Arbeitgeber werden im Rahmen der Beratung durch den Arbeitgeberservice der
Bundesagentur fiir Arbeit zu Leistungen der Eingliederung in Arbeit informiert;
dazu zéhlen auch die Mdglichkeiten der Forderungen nach dem Teilhabechan-
cengesetz.
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15. Liegen der Bundesregierung Kenntnisse dariiber vor, wie das in § 17 Ab-
satz 1 SGB II geregelte Subsidiaritétsprinzip — die Vorschrift regelt, dass
die Triger ,.eigene Einrichtungen und Dienste nicht neu schaffen (soll-
ten), soweit geeignete Einrichtungen und Dienste Dritter vorhanden sind,
ausgebaut oder in Kiirze geschaffen werden kénnen.* und es gibt in der
Bundesrepublik Deutschland ein gut ausgebautes Netz an freien Tragern
und Beschiftigungsbetrieben, die Angebote vorhalten — umgesetzt wird,
und was unternimmt sie, um dies zu starken?

Der Bundesregierung sind keine Verstofle gegen diese Vorschrift bekannt. In
der Bundesrepublik Deutschland gibt es — gerade auch im internationalen Ver-
gleich — ein sehr gutes Netzwerk an freien Tragern und Beschiftigungsbetrie-
ben. Die Bundesregierung steht mit allen Akteuren des SGB II kontinuierlich
im Dialog und nimmt Reformbedarfe auf. Akuter Anderungsbedarf an der
Regelung oder bei der Umsetzung des § 17 SGB 11 besteht aktuell nicht.

16. Wie plant die Bundesregierung, vor dem Hintergrund, dass der BRH in
seinem Bericht kritisiert, dass Mittel in einigen Jobcentern ungenutzt
bleiben, wihrend andere Jobcenter mehr Mittel bendtigen (vgl. Bericht
des BRH, S. 6 ff.), sicherzustellen, dass Jobcenter, die tatsdchlich einen
héheren Bedarf haben, mehr Mittel erhalten, und zu verhindern, dass
Mittel ungenutzt bleiben?

In der Gesamtschau aller Jobcenter ist ein sehr hoher Mittelabruf im Gesamt-
budget SGB II zu konstatieren (2023: 96 Prozent). Der Anteil nicht genutzter
Mittel entspricht dabei dem Umfang gewohnlicher Bewirtschaftungsrisiken
(MaBnahmenabbriiche, vakante Stellen, anderweitig nicht realisierte Planun-
gen). Noch umfangreichere Ausgabequoten von nahe 100 Prozent wiirden das
Risiko steigern, gegen geltendes Haushaltsrecht zu verstoBen, da iiber die jahr-
lichen Haushaltserméchtigungen (zugeteilte Budgets) hinaus keine Mittel aus-
geben werden diirfen. Es gibt daher keine entsprechenden Planungen seitens
der Bundesregierung.

17. Welche MaBBnahmen hat die Bundesregierung unternommen oder plant
die Bundesregierung, vor dem Hintergrund, dass der BRH in seinem Be-
richt eine strukturelle Unterfinanzierung der Verwaltungskosten in den
Jobcentern beméngelt (vgl. Bericht des BRH, S. 6, 23), um die struktu-
relle Unterfinanzierung in den Jobcentern zu beheben und die Notwen-
digkeit der Umschichtung von Eingliederungsmitteln in Verwaltungskos-
tentitel zu verringern?

Eingliederungsmittel und Verwaltungskostenansatz der Jobcenter sind gegen-
seitig deckungsfihig und bilden das Gesamtbudget SGB II. Eine isolierte Be-
trachtung der Eingliederungsmittel oder der Verwaltungsbudgets greift zu kurz.
Im Ubrigen wird auf die Antwort zu Frage Nr. 9 verwiesen.

18. Plant die Bundesregierung MaBBnahmen, um den Jobcentern eine grofere
langfristige Planungssicherheit iiber die Héhe der Mittelzuteilungen zu
geben, und wenn ja, welche, und wenn nein, warum nicht?

Das Haushaltsrecht des Bundes ist auf Planungssicherheit gerichtet. Die Haus-
halte des Bundes werden jahrlich von der Bundesregierung aufgestellt und nach
parlamentarischer Beratung vom Deutschen Bundestag verabschiedet. An die-
ses Verfahren sind Bundesregierung und Deutscher Bundestag gebunden. Mit
dem Instrument der Verpflichtungserméichtigung (§ 16 und § 38 Bundeshaus-
haltsordnung (BHO)) sieht das Haushaltsrecht des Bundes zudem ein Element
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vor, mit dem den Jobcentern garantiert ist, dass der fiir gegenwirtige Bewilli-
gungen in kommenden Haushaltsjahren erforderliche finanzielle Rahmen zur
Verfiigung steht. Uber die sich in den Aufstellungsverfahren abzeichnenden
Entwicklungen informiert das Bundesministerium fiir Arbeit und Soziales die
Jobcenter regelmiBig so frithzeitig wie moglich. Im Ubrigen wird auf die Ant-
wort zu Frage Nr. 9 verwiesen.

19. Plant die Bundesregierung Mafinahmen, um kurzfristige Mittelengpésse
in Jobcentern schneller und effizient zu beheben und eine bedarfsgerech-
te Verteilung der Mittel zu gewéhrleisten, und wenn ja, welche, und
wenn nein, warum nicht?

Es wird auf die Antworten zu den Fragen Nr. 11 und Nr. 16 verwiesen.

20. Waurden seit der Einfithrung des Biirgergeldes konkrete Maflnahmen er-
griffen, um die Effektivitdt der arbeitsmarktpolitischen Instrumente zu
erhdhen, und wenn ja, welche, und welche spezifischen Verbesserungen
wurden bereits erzielt, und wenn nein, warum nicht?

21. Welche Integrationserfolge sieht die Bundesregierung durch die Einfiih-
rung des Biirgergeldes?

a) Welche konkreten Ergebnisse wurden hinsichtlich der Integration
von Arbeitsuchenden in den Arbeitsmarkt erzielt?

b) Wenn die Bundesregierung Erfolge bei der Integration durch die Ein-
fiilhrung des Biirgergeldes sieht, worauf bezieht die Bundesregierung
die Integrationserfolge?

Mit der Biirgergeldreform wurden substanzielle Neuerungen und Verbesserun-
gen der arbeitsmarktpolitischen Instrumente, insbesondere zur Forderung der
beruflichen Weiterbildung und zur ganzheitlichen Betreuung, vorgenommen.
Dabei wurden wesentliche Erkenntnisse der vorangegangenen Evaluationsfor-
schung beriicksichtigt, um damit die Effektivitit dieser Instrumente zu erhdhen
bzw. zu gewahrleisten. Die Effektivitit der arbeitsmarktpolitischen Instrumente
wird seit der Einfilhrung des Biirgergeldes zudem durch die Erarbeitung Fach-
licher Weisungen gemeinsam mit der Bundesagentur fiir Arbeit und unter Ein-
bindung der entsprechenden Landesministerien verbessert, indem darin insbe-
sondere der zielgenaue Einsatz der Instrumente beschrieben wird. Die Fach-
lichen Weisungen tragen damit zur Gewéhrleistung eines bundesweit einheitli-
chen und rechtssicheren Umsetzungsstandards bei.

Fiir analytisch fundierte Aussagen iiber die Effektivitit des mit dem Biirger-
geld-Gesetz weiterentwickelten arbeitsmarktpolitischen Instrumentariums im
SGB 11, die sich insbesondere anhand von - moglichst nachhaltigen - Integra-
tionen in den Arbeitsmarkt messen lasst, bedarf es der wissenschaftlichen For-
schung. Eine deskriptive Herleitung von Integrationserfolgen aus statistischen
Grofen ist dagegen fachlich nicht haltbar. Die Biirgergeldreform ist daher um-
fassend in den gesetzlichen Auftrag zur Wirkungsforschung des IAB nach § 55
Abs. 1 SGB II aufgenommen worden. Erkenntnisse zu den Integrationsergeb-
nissen des Biirgergelds werden erstmals Ende 2026 vorliegen, vgl. Evaluations-
programm des IAB zur Biirgergeldreform, verdffentlicht als IAB-Forschungs-
bericht 6/2023 unter https://doku.iab.de/forschungsbericht/2023/fb0623.pdf.

22. Hat die Bundesregierung mittlerweile konkrete MaBnahmen ergriffen,
damit fehlende Daten von Ukrainern in den Jobcentern erfasst werden
(vgl. die Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage auf Bun-
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destagsdrucksache 20/9813, S. 2, 6, 7.), und wenn ja, welche, und welche
Fortschritte von Dezember 2023 bis Juni 2024 sieht die Bundesregierung
(bitte aufschliisseln, von wie vielen Ukrainern Daten monatlich erfasst
wurden und wie viele Ukrainer noch nicht vollstidndig erfasst sind), und
wenn nein, warum nicht?

Die als gemeinsame Einrichtungen organisierten Jobcenter haben entsprechend
der Weisung der Bundesagentur fiir Arbeit vom 5. Januar 2024 (abrufbar unter
folgendem Link www.arbeitsagentur.de/datei/weisung-202401004 ba04656
2.pdf) MaBnahmen zur Verbesserung des Absolventenmanagements und der
Dokumentation der Beratungsaktivitét ergriffen. Dazu gehort auch die Verbes-
serung der Erfassung der beruflichen Qualifikationen.

Infolge umfangreicher Bemiihungen zur Verbesserung der Datenqualitit in den
Jobcentern (gemeinsame Einrichtungen und zugelassene kommunale Tréger)
konnte in den vergangenen Monaten schrittweise der Anteil fehlender oder un-
plausibler Angaben deutlich reduziert werden. Ergebnisse aus der Grundsiche-
rungsstatistik werden erst nach einer Wartezeit von drei Monaten ver6ffentlicht.
Auf Basis der aktuellen Daten zu den gemeldeten erwerbsfihigen Personen
(geP) im Rechtskreis SGBII lédsst sich eine zuverldssige und umfassende
Berichterstattung iiber die derzeit in den Jobcentern betreuten Ukrainerinnen
und Ukrainer gewéhrleisten. Weitere Informationen kénnen der Hintergrundin-
formation ,,Berichterstattung zu den Auswirkungen der Fluchtmigration aus der
Ukraine auf den deutschen Arbeitsmarkt und die Grundsicherung fiir Arbeit-
suchende der Statistik der Bundesagentur fiir Arbeit entnommen werden, vgl.
https://statistik.arbeitsagentur.de/DE/Statischer-Content/Statistiken/Themen-i
m-Fokus/Ukraine-Krieg/Generische-Publikationen/Hintergrundinfo-Berichterst
attung-Ukraine.pdf? _blob=publicationFile&v=31. Der Stand der Datenerfas-
sung wird im Folgenden beispielhaft anhand der Schulbildung, des Anforde-
rungsniveaus des Zielberufs sowie des Bildungsniveaus von ukrainischen
Staatsangehorigen im Rechtskreis SGB II dargestellt. Im Juli 2024 wurden rund
519 000 geP mit ukrainischer Staatsbiirgerschaft im Rechtskreis SGB II be-
treut. Die Schulbildung wurde bei 87 Prozent und das Anforderungsniveau des
Zielberufs bei 82 Prozent der geP erfasst. Belastbare Daten zur Erfassung des
Bildungsniveaus liegen nur fiir zugelassene kommunale Triger (zkT) vor. In
den zkT ist das Merkmal bei 92 Prozent der ukrainischen Staatsangehorigen er-
fasst.

23. Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse iiber die Entwicklungen im
Bereich der Aus- und Weiterbildungsforderung vor, und wie bewertet die
Bundesregierung die Entwicklung (bitte nach Neuforderungen, Bestand
und Abbrecher aufschliisseln)?

Im Bereich der Ausbildungsforderung sind eine Reihe von Maflnahmen und In-
strumenten, unter anderem die Assistierte Ausbildung einschlieBlich der hierin
aufgegangenen Ausbildungsbegleitenden Hilfen, Berufsvorbereitende Bil-
dungsmafinahmen (im Rechtskreis des Dritten Buches Sozialgesetzbuch —
SGB III), AuBerbetriebliche Berufsausbildung, aber auch Zuschiisse zur Aus-
bildungsvergiitung fiir Menschen mit Behinderungen und schwerbehinderte
Menschen zur Unterstiitzung von jungen Menschen bei der Suche, der Aufnah-
me und dem erfolgreichen Abschluss einer Ausbildung vorgesehen.

Allgemein ist festzuhalten, dass die im Rahmen der Ausbildungsforderung an-
gesprochenen Menschen einen besonderen Unterstiitzungsbedarf haben und in-
tensiver Beratung und Betreuung bediirfen. Bei der Bewertung der (hohen) An-
zahl der Personen, die eine Forderung vorzeitig beenden, miissen insbesondere
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jene mitbedacht werden, die z. B. eine ungeforderte Ausbildung oder Arbeit
aufnehmen.

Mit dem Biirgergeld-Gesetz sowie dem Gesetz zur Starkung der Aus- und Wei-
terbildungsfoérderung wurde die Weiterbildungsforderung in dieser Legislatur-
periode noch einmal ausgebaut und finanzielle Anreize gestarkt. Die Entwick-
lung der Weiterbildungsforderung zeigt sich zuletzt wieder positiv. Im Jahr
2023 lagen die Eintritte in Forderungen der beruflichen Weiterbildung (FbW)
in beiden Rechtskreisen {iber dem Vorjahreswert, sie haben das Niveau von vor
der Corona-Krise jedoch bisher nicht wieder erreicht. Gleiches gilt im SGB II
auch fiir die durchschnittlichen Bestdnde. Im Rechtskreis SGB III haben die
durchschnittlichen Besténde sogar das Vor-Corona-Niveau zuletzt wieder iiber-
schritten.

Der Anteil vorzeitiger Beendigungen bei FbW-Teilnahmen lag im Rechtskreis
SGB II in den vergangenen 5 Jahren jeweils bei rund 16 Prozent. Im Rechts-
kreis SGB III ist er von ebenfalls 16 Prozent im Jahr 2019 auf zuletzt 13 Pro-
zent gesunken.

Eintritte, Bestinde und Austritte von Teilnehmenden in Férderung der beruflichen Weiterbildung
Deutschland

Zeitreihe, jeweails (gleitande) Jahraswerte

Dezembear | Dezember | Dezember | Dezember | Dezember April 2024
2019 2020 2021 2022 2023
1 2 i 4 5 5]
Eintritte {gleitende) Jahressumme
Insgesamt 330.843 272.768 267641 260678 288.504 309.064
SGB 208.865 185.014 177.029 174.041 206.591 215714
SGB I 121.678 BY.754 90.612 BE 63T 82813 83.350
Bestand (gleitender) Jahresdurchschnitt
Insgesamt 158.154 153.883 150.268 141.009 150.038 154821
SGB 103.701 105.318 105.007 o7 .858 106.118 110.230
S5GB I 55.454 48.574 45.261 43.151 43.920 44 690
Austritte (gleitende) Jahressumme
Insgesamt 322.329 280.528 279167 262.553 283.626 281.164
dav. Forderung voarzeitig beendat 50.838 41.586 41.608 38.319 318.954 40.574
Forderung nicht varzeitig beendat 266.423 235236 233.9M 217.885 234 655 241.553
keine Angabe 5.066 3 685 J.658 5.347 8.013 5.030
SGE Il - Insgesamt 200.761 183.874 186.961 173.275 194.483 200.845
dav. Forderung voarzeitig beendat 31.312 25.884 27.042 25.000 26.010 26.545
Forderung nicht vorzeitig beendat 169.424 157876 159.164 145.375 162.838 168.527
keine Angabe 25 14 755 2.900 5.635 5773
SGE Il - Insgesamt 121.568 96.654 92.208 BO.2TE B89.143 B80.318
dav. Forderung voarzeitig beendat 18.526 15712 14.564 14 319 13.944 14.028
Farderung nichi varzeitig beendat 96.9099 T7.260 T4.737 T2.510 71.817 73.0268
keine Angabe 5.041 3.681 2.903 2.447 3.378 3.257

Quelle: Statistik der Bundesagentur fir Arbeit
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Eintritte, Bestande und Austritte von Teilnehmenden in Berufswahl und Berufsausbildung "

Deutschland
Zeitreihe, jeweils (gleitende) Jahreswerte
Dezember | Dezember | Dezember | Dezember | Dezember April 2024
2019 2020 2021 2022 2023
i 2 3 4 5 B
Eintritte (gleitende) Jahressumme
Insgesamt 144593 129.771 120.872 115.463 110.981 110.682
SGEB I 121.902 111.795 114.054 103.015 99.841 99.631
SGEI 22691 17.976 15.818 12.448 11.140 11.051
Bestand (gleitender) Jahresdurchschnitt
Insgesamt 180.116 159.628 135.865 116.968 110.410 109.045
SGEB I 158.321 139.490 118.622 103.064 98.619 87634
SGEI 21.795 20.138 17.244 13.904 11.791 11.414
Austritte (gleitende) Jahressumme
Insgesamt 169.773 150.080 160.557 125.843 114.909 113.588
dav. Forderung vorzeiti beendet 106.710 86.629 B6.289 69.621 65.367 62.905
Forderung nicht vorzeitig beendet 60.935 61.554 72792 54757 47.250 4B.118
keine Angabe 2128 1.897 1.476 1.465 2292 2.484
SGE Il - Insgesamt 146.377 130117 141.148 110,691 102.3581 101.608
dav. Forderung vorzeiti beendet 94749 76.938 7T6.8B36 61.628 58.663 56.564
Forderung nicht vorzeitig beendet 51.558 53.139 64.233 43938 42 639 43.607
keine Angabe 69 40 79 75 1.059 1.437
SGE Il - Insgesamt 23.396 19.963 19.409 15.152 12.548 11.980
dav. Forderung vorzeiti beendet 11.961 9.691 9453 7.993 6.704 6.434
Forderung nicht vorzeitig beendet 9.376 8415 8.550 5769 4611 4509
keine Angabe 2.059 1.857 1.387 1.390 1.233 1.047

1) ohne Berufsarientierung

Quedls: Statatik der Bundesagentur flir Arbeit

24. Hat die Bundesregierung MaBinahmen ergriffen, um Kl-gestiitzte (KI =
Kiinstliche Intelligenz) Technologien und Prozesse in den Jobcentern zu
fordern, und wenn ja, welche, und welche Auswirkungen und Ergebnisse
hinsichtlich der Arbeitsprozesse und Effizienz konnen festgestellt wer-

den, und wenn nein, warum nicht?

Die Bundesregierung unterstiitzt den Einsatz von KI zur Optimierung von Pro-
zessen in der Arbeits- und Sozialverwaltung. Als Reaktion auf den demografi-
schen Wandel ist der Einsatz von KI zur Entlastung der Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter von Routinetitigkeiten in den Jobcentern ein wesentlicher Hebel.
Um drohenden Personalengpéssen in den kommenden Jahren zu begegnen,
werden in der Bundesagentur fiir Arbeit schon heute Automatisierungspotenzi-
ale identifiziert und durch KI-gestiitzte Prozesse genutzt.

Im Projekt ,,ADEST* werden mittels eines algorithmischen Entscheidungssys-
tems (KI) Daten aus Stellenangeboten in unstrukturierten Datei-Formaten (E-
Mail, PDF, etc.) extrahiert und automatisiert als Vorschlag eines entsprechen-
den Stellenangebots in das IT-Verfahren VerBIS iiberfiihrt. Die Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter erhalten ein vorausgefiilltes Stellenangebot, welches be-




Drucksache 20/12831 -20— Deutscher Bundestag — 20. Wahlperiode

reits alle wesentlichen Attribute enthélt und kdnnen sich dadurch auf die inhalt-
liche Gestaltung des Stellenangebotes konzentrieren. Sie miissen keine Kopier-
und Ubertragungsarbeiten des Freitextes in das Vermittlungssystem VerBIS
mehr iibernehmen.

Ein weiterer Einsatz von Machine Learning erfolgt in der Antragstrecke zum
Einstiegsgeld nach § 16b SGB II iiber das Portal ,,www.Jobcenter.Digital“. Mit-
tels KI werden aus online eingereichten Arbeitsvertragen Inhalte extrahiert und
eine Dokumentenklassifikation vorgenommen. Die Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter bekommen eine Vor-Selektierung der Dokumente und Extraktion der
wesentlichen Inhalte, sodass eine detaillierte Sichtung aller eingereichten Do-
kumente nicht mehr nétig ist.

Zudem befindet sich ein Voice-Bot in Erprobung, der die Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter in den Service-Centern entlasten konnte, indem einige telefonische
Anliegen der Biirgerinnen und Biirger direkt durch den Voice-Bot geldst wer-
den konnen. Biirgerinnen und Biirger konnen auf diese Weise aktiv den Hin-
weis bekommen, inwieweit sie ihr Anliegen bereits eigenstdndig {iber das Por-
tal ,,www.Jobcenter.Digital* 16sen konnen.

Gesamtherstellung: H. Heenemann GmbH & Co. KG, Buch- und Offsetdruckerei, Bessemerstrafie 83-91, 12103 Berlin, www.heenemann-druck.de
Vertrieb: Bundesanzeiger Verlag GmbH, Postfach 10 05 34, 50445 KélIn, Telefon (02 21) 97 66 83 40, Fax (02 21) 97 66 83 44, www.bundesanzeiger-verlag.de
ISSN 0722-8333



	Antwort der Bundesregierung der Fraktion der CDU/CSU – Drucksache 20/12516 –
	Jobcenter und Arbeitsmarktförderung nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch
	Vorbemerkung der Fragesteller



